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Das Kaufrecht
Das Kaufrecht ist der Teil des sozialistischen Zivil­
rechts, der besonders der Verwirklichung seiner Ziele 
bei der Gestaltung der gesellschaftlichen Beziehungen 
im Bereich der Versorgung der Bevölkerung mit mate­
riellen und kulturellen Gütern und Leistungen dient. 
Der sozialistische Charakter der Bestimmungen des Ent­
wurfs des Zivilgesetzbuchs über das Kaufrecht kommt 
sowohl darin zum Ausdruck, daß die vom VIII. Partei­
tag der SED beschlossene Hauptaufgabe zur konzeptio­
nellen Grundlage ihrer Fassung genommen wurde, als 
auch darin, daß die Grundsatzbestimmungen im Ersten 
Teil und die Regelungen des Kaufs im Dritten Teil be­
sondere Rechtspflichten der Betriebe und der staatli­
chen Organe zur Gewährleistung einer planmäßigen 
Versorgung entsprechend dem Bedarf der Bevölkerung 
begründen. Der neue Inhalt der Bestimmungen über 
das Kaufrecht (§§ 133 bis 161) kann nur dann voll ver­
standen werden, wenn die in den §§ 1 bis 16 veranker­
ten Grundsätze ständige Beachtung finden.
In der engen Verbindung des Ersten mit dem Dritten 
Teil des Entwurfs wird deutlich, daß das Kaufrecht 
nicht schlechthin die Modalitäten des Kaufs von Kon­
sumgütern regelt, sondern aktiv darauf hinwirken soll, 
daß Produktion und Handel den wadisenden Bedürfnis­
sen der Bevölkerung entsprechend den Anforderun­
gen der entwickelten sozialistischen Gesellschaft immer 
besser gerecht werden. Das Kaufrecht sichert somit, daß 
der Werktätige den von ihm entsprechend seiner Lei­
stung erworbenen Anteil am gesellschaftlichen Reich­
tum durch den Kauf von Konsumgütern realisieren 
kann. Es trägt dazu bei, die Aktivität der Handelsbe­
triebe bei der Gestaltung ihrer Kooperationsbeziehun­
gen zur Produktion und bei der Hebung der Verkaufs­
kultur, der Erleichterung des Einkaufs und dem Ausbau 
der Kundendienste zu erhöhen. Dadurch und durch die 
Fixierung konkreter Mitwirkungsrechte der Bürger an 
der Leitung und Planung des Handels wird die Rechts­
stellung der Bürger in den Versorgungsbeziehungen 
wesentlich gestärkt und ihr Vertrauen zur sozialisti­
schen Planwirtschaft und zur sozialistischen Staats- und 
Rechtsordnung gefestigt.

Rechtspflichten des Handels zur Versorgung 
der Bevölkerung
Die neuen Rechtspflichten des Handels bei der Ver­
sorgung der Bevölkerung sollen mit ihrer ausdrückli­
chen Aufnahme in das Zivilgesetzbuch nicht nur gegen­
über den Staats- und Wirtschaftsorganen des Handels, 
sondern auch unmittelbar gegenüber den Bürgern ver­
bindlichen Charakter erlangen. Diese Rechtspflichten 
sind damit unmittelbare Grundlage der konkreten Zi­
vilrechtsverhältnisse, die zwischen den Handelsbetrie­
ben und den Bürgern beim Kauf entstehen.
Die als Rechtspflichten ausgestalteten Verhaltensforde­
rungen, die an die Handelsbetriebe gestellt werden, 
wirken zunächst als allgemeine Maßstäbe für die Ver­
haltensweisen der Handelsbetriebe, wie sie für die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft erforderlich sind. 
Sie weisen damit auf das Niveau hin, auf das das Han­
deln der Mitarbeiter und Leiter der Handelsbetriebe 
bei der Versorgung der Bevölkerung zu heben ist. Dar­
über hinaus verpflichten die §§ 5, 9, 133, 135 die zentra­
len und örtlichen Staatsorgane, die wirtschaftsleitenden 
Organe und die Leiter der Handelsbetriebe, ihre Lei­
tungstätigkeit auf die Durchsetzung der im Zivilgesetz­
buch begründeten Pflichten der Betriebe und Rechte

der Bürger zu orientieren. In Verbindung mit § 7 der 
VO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der volks­
eigenen Betriebe, Kombinate und VVB vom 28. März 
1973 (GBl. I S. 129) und dem Beschluß über die Verbesse­
rung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft vom
13. Juni 1974 (GBl. I S. 313) wurden damit spezielle 
juristische Garantien für die Durchsetzbarkeit dieser 
Rechtspflichten geschaffen. Ihre praktische Wirksam­
keit hängt somit keineswegs vor allem davon ab, wel­
che Möglichkeiten für ihre gerichtliche Erzwingbarkeit 
bestehen. Sie wird vielmehr vom allgemeinen Niveau 
der Leitungstätigkeit und damit von der hierdurch er­
reichten Entwicklung des allgemeinen Rechtsbewußt­
seins und der Rechtskultur bestimmt.
Der Entwurf sieht gleichzeitig verschiedene Formen 
vor, mit denen die Bürger auf die Befolgung solcher 
Rechtspflichten durch die Betriebe selbst einwirken 
und damit an der Leitung und Planung des Handels 
teilnehmen können. Von besonderer Bedeutung ist hier­
bei die in den §§ 9, 135 verankerte Mitwirkung der 
Bürger im Rahmen von Kundenbeiräten und Ausschüs­
sen bei den Verkaufseinrichtungen. Die öffentliche Dis­
kussion des Entwurfs wird sicher dazu beitragen, die 
Aktivitäten dieser gesellschaftlichen Interessenvertre­
tungen der Bürger weiter zu fördern. Dabei darf auch 
die Arbeit mit den Kundenbüchern nicht unterschätzt 
werden (§ 136). Wie die tägliche Praxis zeigt, kann 
die Mehrzahl der Probleme, die in den Beziehungen 
zwischen Bürgern und Einzelhandelsbetrieben auftre- 
ten, zur Zufriedenheit der Beteiligten außergerichtlich 
geklärt werden. Ungeachtet dessen sind auch — soweit 
das vorgesehen ist — die Möglichkeiten der gerichtlichen 
Klage zu nutzen. Bei der Auslegung und Anwendung 
der einzelnen kaufrechtlichen Bestimmungen im Kon­
fliktfall spielen dann die allgemeinen Rechtspflichten 
der Betriebe eine besondere Rolle bei der Entschei­
dung.
Die kaufrechtlichen Bestimmungen gliedern sich in drei 
Abschnitte: Allgemeine Bestimmungen (§§ 133 bis 136), 
Rechte und Pflichten beim Kauf (§§ 137 bis 147) und 
Garantie (§§ 148 bis 161).
Ausgehend davon daß in der sozialistischen Gesell­
schaft der Kauf und Verkauf vor allem bei der Ver­
sorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern durch den 
Handel in Erscheinung tritt, bilden die dabei entste­
henden gesellschaftlichen Beziehungen den Prototyp 
der Kaufbeziehungen. Gleichzeitig werden jedoch auch 
die Kaufbeziehungen von Bürgern untereinander so­
wie der Kauf von Waren von anderen Betrieben als 
denen des Handels mit erfaßt. Hieraus ergibt sich einer­
seits eine klare gesetzgeberische Trennung zwischen zi­
vilrechtlichen Kaufbeziehungen und wirtschaftsrechtli­
chen Lieferbeziehungen, andererseits wird deutlich, daß 
die Verwirklichung der Grundsätze und Ziele der kauf- 
rechtlichen Bestimmungen entsprechende Konsequen­
zen für die wirtschaftsrechtliche Gestaltung der den 
Versorgungsbeziehungen der Bürger vorgelagerten Lei- 
tungs-, Planungs- und Kooperationsbeziehungen der Be­
triebe hat.

Die zivilrechtliche Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verantwortung der Handelsbetriebe in den 
Kaufbeziehungen
Der sozialistische Handel ist der Hauptträger der Zir­
kulation von Konsumgütern. Er trägt deshalb gegen­
über der Bevölkerung eine hohe gesellschaftliche Ver-
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